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Die in dieser Broschiire verwandte grammatikalisch méannliche Form
bezeichnet sowohl weibliche, als auch ménnliche Personen



Einflihrung

lhre Aufgaben Sie sind zum gesetzlichen Betreuer einer

als Betreuer

Der Betreuer
soll die Eigen-
stdndigkeit
des Betreuten
respektieren
und férdern

Ihnen anvertrauten Person bestellt wor-
den. Diese Person ist aufgrund einer Er-
krankung oder Behinderung nicht (mehr)
in der Lage, ihre Interessen ganz oder teil-
weise gegenliber anderen Personen wahr-
zunehmen. Sie sind deshalb — beschrankt
auf den Ihnen zugewiesenen Aufgaben-
kreis - mit der Aufgabe betraut worden,
die Interessen dieser Person wahrzu-
nehmen und durchzusetzen. Dabei haben
Sie das Wohl der Ihnen anvertrauten
Person ebenso zu berticksichtigen wie ihre
ihrem Wohl entsprechenden Wiinsche
und Wertvorstellungen, soweit es Ihnen
zuzumuten ist.

Sie sollten deshalb die Eigenstandigkeit
des Betreuten respektieren und nach
Moglichkeit fordern. Dies bedeutet, dass
der Betreute Angelegenheiten moglichst
selbst erledigen und Entscheidungen in
eigener Verantwortung treffen soll, soweit
er dazu in der Lage ist. Als Betreuer soll-
ten Sie nur dann tatig werden, wenn der
Betreute selbst Uberfordert ist oder Sie
um lhre Unterstlitzung bittet.
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Die Bedeu-
tung des zu-
gewiesenen
Aufgabenkrei-
ses

Erweiterung
des Aufga-
benkreises

Die vorliegende Orientierungshilfe soll
lhnen einen Uberblick tiber Ihre Rechte
und Pflichten als gesetzlicher Betreuer
verschaffen.

Beachten Sie dabei bitte, dass Sie fur den
Betreuten nur im Rahmen des Ihnen zuge-
wiesenen Aufgabenkreises tatig werden
und Entscheidungen treffen kénnen. Der
Ilhnen zugewiesene Aufgabenkreis ergibt
sich aus dem Beschluss zur Betreuerbe-
stellung und der Ihnen ausgehandigten
Bestellungsurkunde.

Sollten Sie feststellen, dass fur den Be-
treuten Entscheidungen zu treffen sind,
die nicht von Ihrem Aufgabenkreis erfasst
werden, so beantragen Sie bitte unver-
zliglich schriftlich oder personlich bei der
Geschéaftsstelle des Betreuungsgerichts
die Erweiterung des Aufgabenkreises. Sind
Sie unsicher, ob eine bestimmte Entschei-
dung in den lhnen Ubertragenen Aufga-
benbereich fallt, nehmen Sie bitte Riick-
sprache mit dem zustandigen Betreuungs-
gericht oder der zustandigen Betreuungs-
stelle.



Einschrdn-
kung des Auf-
gabenkreises

Hinweis

Stellen Sie fest, dass Ihnen zugewiesene
Aufgabenbereiche nicht mehr nétig sind,
mussen Sie insoweit die Aufhebung der
Betreuung beantragen.

Diese Broschire ist so aufgebaut, dass in
jedem Aufgabenbereich die darunter
fallende Rechtsgeschafte und Entschei-
dungen erlautert sind. Sollten Sie in einem
Aufgabenbereich nicht das Gesuchte fin-
den, so finden Sie sicherlich unter einem
anderen Aufgabenbereich die n6étigen
Hinweise (Beispiel: medizinische Behand-
lung = Gesundheitsfiirsorge; Regulierung
der Arztrechnung = vermogensrechtliche
Angelegenheiten; Geltendmachung des
Ersatzanspruches gegeniiber der Kranken-
kasse = Vertretung gegenulber Behorden,
Renten— oder sonstigen Leistungstragern.

Sind mehrere Betreuer bestellt und jeder
ist fir einen anderen Aufgabenkreis zu-
standig, ist es ohne weiteres moglich, dass
die Handlungen des einen Betreuers den
Wirkungskreis des anderen beruhren. In
solchen Fallen ist naturlich ein einver-
nehmliches Zusammenwirken herbeizu-
fuhren.



Den Beschreibungen der Aufgabenberei-
che schlieBen sich sonstige Erlauterungen
an.

Auf Seite 37 wird der sogenannte Einwilli-
gungsvorbehalt erldutert. Diesen kann das
Gericht flr einzelne Aufgabenbereiche an-
ordnen, wenn der Betreute sich durch sein
Handeln erheblich gefdhrden wiirde. Die-
ses Handeln bedarf dann zu seiner rechtli-
chen Wirksamkeit der Zustimmung des
Betreuers.

Den Erlauterungen zu den Pflichten des
Betreuers gegeniiber dem Betreuungsge-
richt (Berichtspflichten, Rechnungslegung)
und dem Wahlrecht des Betreuten schlie-
Ben sich einige Bemerkungen zu lhrem
Anspruch auf Aufwandsentschadigung an.
Sie fUhren die Betreuung ehrenamtlich,
weshalb Sie fur die zur Betreuungsfiihrung
aufgewendete Zeit keinen Anspruch auf
Vergltung haben.

Sie haben Anspruch auf Ersatz der Ihnen
bei der Betreuungsflihrung entstandenen
Auslagen (beispielsweise Porto-, Telefon-
und Fahrtkosten), die nach lhrer Wahl ent-
weder in der nachgewiesenen Hohe oder



pauschal ersetzt werden (zurzeit 425 € je
Betreuungsjahr).

Sollten Sie Fragen zu dieser Orientie-
rungshilfe oder zu lhrer Betreuungsarbeit
haben, so wenden Sie sich bitte an die zu-
standigen Betreuungsstellen der Stadt
oder des Kreises Diren oder an das Be-
treuungsgericht.



Gesundheitsfiirsorge

Allgemeines  Im Rahmen der Gesundheitsfiirsorge sind
Sie berechtigt und verpflichtet, fur eine er-
forderliche medizinische Versorgung des
Betreuten zu sorgen und seine Interessen
gegeniiber Arzten und Krankenhiusern zu
vertreten. Sie kdnnen in die Gabe von
Medikamenten, Untersuchungen des Ge-
sundheitszustandes des Betreuten und
arztliche Eingriffe jeglicher Art einwilligen.
Sie sind befugt, Uber die stationare Auf-
nahme in einem Krankenhaus, einer Reha-
Klinik oder einem Sanatorium zu entschei-
den (nicht jedoch Uber eine geschlossene
Unterbringung, die unter den Aufgaben-
bereich ,Entscheidung lber die geschlos-
sene Unterbringung” fallt — siehe die Er-
lauterungen dort).

In vielen Fallen ist davon auszugehen,
dass der Betreute selbst nicht (mehr) in
der Lage ist, die Notwendigkeit und Trag-
weite arztlicher Behandlungen und Ein-
griffe einzusehen und seine Zustimmung
hierzu zu erteilen. In diesem Fall ist lhre
Einwilligung als Betreuer unerlasslich, es
sei denn, es liegt ein Notfall vor.



Betreute
kénnen selbst
in eine Be-

Im Einzelfall kann jedoch auch der Be-
treute noch selbst in der Lage sein, einer
arztlichen Behandlung zuzustimmen.

handlung ein- Verfligt der Betreute Uber die natirliche

willigen

Betreuer und
Betreute kon-
nen gemein-
sam zustim-
men

Einsichtsfahigkeit (auch Einwilligungsfa-
higkeit genannt) in Bezug auf die
konkrete, zur Entscheidung anstehende
medizinische MaBnahme, kann er selber
entscheiden; lhrer Zustimmung bedarf es
dann nicht. Ob Einwilligungsfahigkeit des
Betreuten gegeben ist, lasst sich nicht all-
gemein beurteilen, sondern hangt unter
anderem von der Schwere des Eingriffs
und den geistigen Fahigkeiten des Betreu-
ten ab. Kann der Betreute den arztlichen
Eingriff und seine Folgen Uberblicken, so
reicht seine Zustimmung aus. Andernfalls
sollten Sie als Betreuer die Einwilligung er-
teilen. Sind Sie sich unsicher, ob der Be-
treute wirksam zustimmen kann, so fragen
Sie den behandelnden Arzt.

Denkbar ware auch, dass sowohl der Be-
treute als auch der Betreuer der arztlichen
MaBnahme zustimmen. Dies ist insbeson-
dere dann sinnvoll, wenn Zweifel hinsicht-
lich der Einwilligungsfahigkeit des
Betreuten bestehen.



Arztliche
MaBnahmen
gegen den
Willen des Be-
treuten

RegelmdBige
Erkundigun-
gen lber den
Gesundbheits-
zustand des
Betreuten sind
noétig

Arztliche Eingriffe und Behandlungen ge-
gen den sogenannten nattrlichen Willen
des Betreuten sind unter bestimmten
ganz engen Voraussetzungen zulassig,
wenn Sie als Betreuer einwilligen und eine
Genehmigung des Betreuungsgerichts
vorliegt. Ohne vorherige gerichtliche Ge-
nehmigung dirfen Sie nicht in medizini-
sche Eingriffe einwilligen, die dem Willen
des Betreuten widersprechen. Wichtig: Es
ist ohne Bedeutung, ob der Betreute die
Situation Uberblickt, also Einwilligungsfa-
higkeit besitzt. Auch wenn die Ablehnung
der Behandlung durch den Betreuten
noch so widersinnig oder sogar schadlich
fur ihn ist, dirfen Sie ohne Genehmigung
des Gerichts dem Eingriff nicht
zustimmen.

Im Zweifel erkundigen Sie sich beim Be-
treuungsgericht oder den Betreuungsstel-
len.

Da Sie jederzeit damit rechnen mussen,
grundlegende Entscheidungen flir den
Betreuten im medizinischen Bereich
treffen zu mussen, sollten Sie sich nicht
nur ein eigenes Bild machen, sondern re-
gelmaBig bei den behandelnden Haus-



Betreuer darf
die Dokumen-
tation einse-
hen, drztliche
Schweige-
pflicht gilt
nicht

Entbindung
von der
Schweige-
pflicht

Passive Ster-
behilfe

und Facharzten und bei dem Pflegeperso-
nal der Einrichtung nach dem aktuellen
Gesundheitszustand und beispielsweise
einer Veranderung der Medikamenten-
gabe erkundigen. Als Betreuer steht Ihnen
zu diesem Zweck das Recht zu, die Doku-
mentation der Pflegeeinrichtung und die
arztlichen Behandlungsunterlagen einzu-
sehen. Die arztliche Schweigepflicht gilt
nicht gegentiber dem Betreuer mit dem
Aufgabenbereich Gesundheitsfirsorge.

Auch sind Sie als Betreuer befugt, behan-
delnde Arzte von der Schweigepflicht ge-
gentber anderen Personen zu entbinden,
wenn der Betroffene nicht mehr die natr-
liche Einsichtsfahigkeit fir die Entschei-
dung Uber diese Frage hat.

Als Betreuer mit dem Aufgabenbereich
Gesundheitsflirsorge sind Sie grundsatz-
lich auch befugt Uber lebensverlangernde
MaBnahmen zu entscheiden, also auch
uber deren Ablehnung. Beachten Sie
hierzu bitte das nachfolgende Kapitel Gber
passive Sterbehilfe.
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Sterilisation
des Betreuten

Betreuer ent-
scheidet auch
liber lebens-
verldngernde
MaBnahmen

Die Entscheidung Uber eine Sterilisation
des Betreuten kann nur ein eigens hierfur
bestellter Betreuer treffen. Dies bedarf zu-
dem der Genehmigung des Betreuungs-
gerichts.

Verfligt der Betreute Uiber die entspre-
chende Einsichtsfahigkeit und ist in der
Lage, die Konsequenzen einer Sterilisation
in vollem Umfang abzusehen, so reicht
das Einverstandnis des Betreuten zu der
Sterilisation aus. Eine gerichtliche Geneh-
migung ist dann nicht notwendig.

Entscheidungen iiber lebens-
verlangernde MaBBnahmen

lhre Aufgabe als Betreuer mit dem Aufga-
benbereich der Gesundheitsfiirsorge ist es
auch, gesundheitliche Entscheidungen am
Lebensende der betreuten Person zu
treffen. Sie sind also berechtigt und ver-
pflichtet, Gber die Durchfihrung, die Ab-
lehnung oder die Beendigung lebensver-
langernder MaBnahmen zu entscheiden.
Da es sich um ein menschlich, aber auch
juristisch schwieriges Thema handelt, sind
Sie selbstverstandlich jederzeit befugt, die
Hilfe des Betreuungsgerichts und/oder
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Gesetz vom
01.09.2009

Nur passive
Sterbehilfe er-
laubt

Der mutmasB-
liche Wille
entscheidet

der Betreuungsstellen in Anspruch zu
nehmen.

Das Wichtigste zu diesem Thema in aller
Kirze:

Am 01.09.2009 ist das Patientenverfi-
gungsgesetz in Kraft getreten. Es hat
einige Neuerungen gegenuiber der
vorherigen Rechtslage gebracht.

Erlaubt ist nach wie vor nur passive Ster-
behilfe. Diese liegt allerdings auch dann
vor, wenn bereits begonnene lebensver-
langernde MaBBnahmen beendet werden.
Beispiel: Die betreute Person wird Uber
eine Magensonde, sog. PEG, kiinstlich er-
nahrt. Wird diese Ernahrung eingestellt,
liegt passive Sterbehilfe, nicht verbotene
aktive Sterbehilfe vor.

Entscheidend fir die Zulassigkeit der
passiven Sterbehilfe ist allein der mut-
maBliche Wille des Betreuten, also wie
dieser mutmaRlich entscheiden wiirde,
wenn er kdnnte. Wichtige Kriterien bei der
Beurteilung des mutmaBlichen Willens
sind eine vorhandene Patientenverfligung,
aber auch friihere miindliche AuBerungen.
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Gerichtliche
Entscheidung
(n der Regel
nicht erfor-
derlich

Checkliste zur
Sterbehilfe im
Internet

Daneben sind die religiésen und sonsti-
gen Uberzeugungen des Betreuten von
Bedeutung.

Sofern sich der Betreuer und die behan-
delnden Arzte dariiber einigen kénnen, ob
und welche lebensverlangernde Mal3-
nahme durchgefiihrt, beendet oder unter-
lassen wird, ist eine Einschaltung des Be-
treuungsgerichts nicht erforderlich.
K&nnen sich die Beteiligten nicht einigen,
ist zwingend das Betreuungsgericht einzu-
schalten.

Die Arbeitsgemeinschaft Betreuung in
Stadt und Kreis Diren hat eine Checkliste
zur Feststellung des mutmaBlichen Patien-
tenwillens herausgegeben, die Sie auf der
Seite der Betreuungsstellen im Internet
abrufen koénnen. Sie kdnnen uns aber
auch kontaktieren. Wir helfen Ihnen gerne
weiter.
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Aufenthaltsbestimmung

Grundsdtzli-
ches

Beispiele fiir
Entscheidun-
gen des Be-
treuers

Heimwechsel

Im Rahmen dieses Aufgabenkreises hat
der Betreuer die Befugnis, den Aufent-
haltsort des Betreuten zu bestimmen.

Sie dirfen also entscheiden, wo der Be-
treute kiinftig wohnt. So kénnen Sie sich
flr einen Verbleib des Betreuten in seiner
Wohnung entscheiden, sofern dies aus
arztlicher Sicht verantwortbar ist. Sie
kdnnen sich aber auch fiir eine Heimun-
terbringung entscheiden. Ihnen obliegt in-
soweit die Auswahl der Einrichtung. Sie
sind allerdings nicht befugt, den Umzug
ins Heim mit Gewalt oder mit der Polizei
durchzufiihren. Auch das Betreuungsge-
richt kann dies nicht anordnen. Sofern Sie
eine Heimunterbringung flir zwingend
notwendig erachten, die betreute Person
insoweit aber uneinsichtig ist, nehmen Sie
bitte mit uns Riicksprache.

Wenn lhnen der Aufgabenkreis Aufent-
haltsbestimmung ubertragen wurde, sind
Sie ferner befugt, Gber einen Heimwechsel
zu entscheiden. Auch moglich ist es, dass
Sie sich fiir eine Riickkehr in die hausliche
Umgebung entscheiden.
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Betreuter ent-

Wichtig: Sofern die betreute Person sich

scheidet selbst selbst fiir einen Wechsel des Aufenthalt-

Abgrenzung
zu den Aufga-
benkreisen
vermégens-
rechtliche An-
gelegenheiten
und Woh-
nungsangele-
genheiten

sortes entscheidet, beispielsweise fir eine
Heimaufnahme, ist lhre Entscheidung
nicht mehr notwendig. Sie sind nur
derjenige, der diese Entscheidung
begleitet und umsetzt.

Der Aufgabenbereich Aufenthaltsbestim-
mung berechtigt Sie nicht, das Haus oder
die Eigentumswohnung des Betreuten zu
verkaufen. Hierzu bendtigen Sie den Auf-
gabenbereich der vermdgensrechtlichen
Angelegenheiten. Bitte beachten Sie, dass
Sie fur den Verkauf die gerichtliche Ge-
nehmigung bendtigen.

Ferner sind Sie nicht befugt, die Wohnung
des Betreuten zu kiindigen. Dies unterfallt
dem Aufgabenbereich Wohnungsangele-
genheiten. Auch die Kiindigung der Woh-
nung bedarf der betreuungsgerichtlichen
Genehmigung.

Nehmen Sie bitte in beiden Fallen recht-
zeitig Kontakt mit dem fir Sie
zustandigen Rechtspfleger Kontakt auf.
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Kindigung
des Heimver-
trags

Betreuer kann
nicht (iber die
geschlossene
Unterbrin-
gung ent-
scheiden

Zur Kiindigung des Heimvertrages durch
den Betreuer ist in aller Regel eine Geneh-
migung des Betreuungsgerichts nicht not-
wendig. Anders kann dies sein, wenn es
sich um betreutes Wohnen in einem
Seniorenheim handelt. Fragen Sie uns!

Wichtig:

Uber die Aufnahme des Betreuten in die
geschlossene Abteilung eines psychiatri-
schen Krankenhauses oder in eine
sonstige geschlossene Einrichtung kann
der Betreuer nur entscheiden, wenn ihm
der Aufgabenbereich ,Entscheidung Uber
die geschlossene Unterbringung” Gbertra-
gen wurde. Siehe die Erlauterungen dort.
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Entscheidung iiber die geschlossene

Unterbringung

Allgemeines

Voraussetzun-
gen der ge-
schlossenen
Unterbrin-

gung

Selbstgefdhr-
dung

Der Aufgabenbereich Entscheidung tber
die geschlossene Unterbringung berech-
tigt (und verpflichtet) Sie, tiber die Verle-
gung des Betreuten in eine geschlossene
Einrichtung und/oder ber den weiteren
Verbleib in dieser Einrichtung zu
entscheiden.

Geschlossene Einrichtungen sind bei-
spielsweise die geschlossenen Stationen
der LVR-Klinik Diren und der Heilpadago-
gischen Heime oder geschlossene
Stationen in sonstigen Einrichtungen, z. B.
in Seniorenheimen.

Die Entscheidung Uber den Aufenthalt auf
einer geschlossenen Station und deren
Dauer dirfen Sie allein davon abhangig
machen, ob sie dem Wohl des Betreuten
dient.

Dies ist der Fall, wenn

der Betreute auBerhalb einer geschlosse-

nen Einrichtung infolge seiner Erkrankung

oder Behinderung erheblich gefahrdet

ware Beispiele:

Ein geistig behinderter Mensch oder ein
17



Behandlungs-
bediirftigkeit

Was tun bei
einer Fremd-
gefdhrdung
durch den Be-
treuten?

Grundsatz:
Gerichtliche
Genehmigung
vor der Unter-
bringung

an fortgeschrittener Demenz erkrankter
Mensch ware dem StraBenverkehr schutz-
los ausgeliefert

Suizidgefahr eines psychisch Kranken

Eine arztliche Behandlung notwendig ist,
die in einer offenen Einrichtung nicht
durchgefiihrt werden kann (z. B. der
Krankheitsuneinsichtige, an einer
Psychose erkrankter Betreute muss Medi-
kamente unter standiger arztlicher Auf-
sicht nehmen).

Eine geschlossene Unterbringung des Be-
treuten nach dem Betreuungsrecht zur
Abwendung einer vom Betreuten ausge-
henden Gefahr fir Dritte ist unzuldssig. In
diesem Fall verstandigen Sie bitte unver-
zliglich das zustandige Ordnungsamt, das
gdfls. eine Einweisung nach dem sog.
Psych KG (Gesetz Uber Schutz und Hilfen
bei psychischen Krankheiten) veranlasst.

Entscheiden Sie sich als Betreuer, den Be-
treuten - und sei es auch nur voruberge-
hend - in eine geschlossene Einrichtung
aufnehmen zu lassen, so miissen Sie mog-
lichst vor der Aufnahme eine gerichtliche
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Ausnahme:
Gefahr im
Verzug

Der Betreute
(st freiwillig
auf einer ge-
schlossenen
Station

Genehmigung erwirken. Wirde dies je-
doch zu einer nicht zu verantwortenden
Verzdgerung fuhren, beispielweise weil
der Betreute unmittelbar gefahrdet ist,
kann der Betreuer Uber die Aufnahme al-
leine entscheiden. Er muss den Antrag auf
gerichtliche Genehmigung jedoch unver-
zliglich nachholen. Die Klinik oder Einrich-
tung ist lhnen bei der Antragstellung be-
hilflich.

Eine Genehmigung des Gerichts ist aus-
nahmsweise nicht notwendig, wenn der
Betreute mit dem Aufenthalt in einer ge-
schlossenen Einrichtung einverstanden ist
und insoweit Einsichtsfahigkeit besitzt.
Geschaftsfahigkeit ist nicht erforderlich.
Der Betreute unterschreibt in diesem Fall
eine Freiwilligkeitserklarung, die vom Arzt
gegengezeichnet wird.
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Entscheidung iiber freiheitseinschrankende

MaBnahmen

Beispiele fir
Freiheitsbe-

schrénkende
MaBnahmen

Kriterien ftir

die Entschei-
dung des Be-
treuers

Freiheitseinschrankende MaBnahmen
(kGinftig: FEM) im Sinne des Betreuungs-
rechts sind mechanische Vorrichtungen,
die den Betreuten daran hindern sollen,
sich fortzubewegen (z. B. Bettgitter,
geriatrischer Stuhl, Bauchgurt etc.).

Auch die Gabe von Medikamenten, gezielt
zur Ruhigstellung des Betreuten, ist als
FEM anzusehen, nicht hingegen die Auf-
nahme in einer geschlossenen Einrich-
tung, beispielsweise die geschlossene Sta-
tion eines psychiatrischen Krankenhauses
(vgl. hierzu das Kapitel Entscheidung Uber
die geschlossene Unterbringung).

Bei lhrer Entscheidung fiir oder gegen die
Anwendung einer FEM haben Sie allein
das gesundheitliche Wohlergehen des Be-
treuten zu beriicksichtigen. Sie sollten
hierbei bedenken, dass bei alten und ge-
brechlichen Menschen die Gefahr von
Stlrzen sehr groB ist und mit erheblichen
Verletzungen verbunden sein kann.
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Grundsatz:
Gerichtliche
Genehmigung
erforderlich

Keine gericht-
liche Geneh-
migung erfor-
derlich:

Entscheiden Sie sich fiir die Anwendung
einer FEM, so sind Sie verpflichtet, unver-
zliglich beim zustéandigen Betreuungsge-
richt die Genehmigung dieser MaBnahme
zu beantragen. ZweckmaBig ware es, dem
Antrag das Attest eines Arztes beizufiigen,
das die Erforderlichkeit der MaBnahme
bestatigt und die voraussichtliche Dauer
bestimmt. Vor der Genehmigung fiihrt das
Gericht in aller Regel eine Anhérung des
Betreuten in seiner Ublichen Umgebung
durch. Fir das Verfahren bestellt es ihm
einen Verfahrenspfleger, sofern dies erfor-
derlich ist.

Bereits vor Erteilung der Genehmigung
durch das Gericht ist die Anwendung der
FEM zulassig, wenn sie zum Wohl des Be-
treuten notwendig ist. Der Betreuer
gentigt seinen Pflichten, wenn er unver-
zlglich den Antrag auf Genehmigung
stellt.

Der Betreuer bedarf einer Genehmigung
durch das Gericht in folgenden Fallen
nicht:
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Kurzfristige
Fixierungen

Hdusliche
Pflege

Der Betreute
ist einverstan-
den

Die Maf3-
nahme stellt
keine Frei-
heitsbe-
schrénkung
dar

Immer eine
Genehmigung
beantragen.

e Bei kurzfristigen Fixierungen (weniger
als 4 Wochen, beispielsweise bei
einem voribergehenden Unruhezustand).

e Im privaten Bereich. Der Betreute wird
von Angehdrigen in seiner Wohnung bzw.
in der Wohnung der Angehdrigen ge-
pflegt.

e Der Betreute ist mit der MaBnahme ein-
verstanden, bringt dies auch zum Aus-
druck und besitzt insoweit die natirliche
Einsichtsfahigkeit. Geschaftsfahigkeit ist
nicht erforderlich.

e Die MaBnahme stellt fir den Betreuten
erkennbar keine Freiheitsbeschrankung
dar, da sie ihn an keinerlei willensgetrage-
nen Bewegungen hindert.

Beispiel:

Der Betreute bemerkt das Bettgitter nicht
(mehr), es schiitzt nur noch vor unbewuss-
ten Bewegungen im Schlaf.

Da die Heimaufsicht in jedem der oben

genannten Falle eine gerichtliche Ent-

scheidung verlangt, sollten Sie immer die

gerichtliche Genehmigung beantragen.
22



Wir werden dann entweder die Mal3-
nahme genehmigen oder feststellen, dass
sie keiner Genehmigung bedarf.
Genehmigungsantrage hat jede Einrich-
tung. Sie kdnnen sich aber auch an das
Betreuungsgericht wenden.
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Wohnungsangelegenheiten

Allgemeines

Verhdiltnis des
Betreuten
zum
Vermieter

Im Rahmen des Aufgabenbereiches der

Wohnungsangelegenheiten sind Sie be-
rechtigt und verpflichtet, die rechtlichen
Interessen des Betreuten im Zusammen-
hang mit fur diesen gemietetem Wohn-

raum wahrzunehmen.

Hat der Betreute bereits Wohnraum ge-
mietet oder mietet der Betreuer fir ihn
Wohnraum an, so muss der Betreuer im
Rahmen der sich aus dem Vertragsverhalt-
nis zum Vermieter ergebenden Rechte
und Pflichten des Betreuten tatig werden.

Er hat beispielsweise flr die regelmaBige
und rechtzeitige Mietzahlung Sorge zu
tragen. Sollten inhaltliche Anderungen
des Mietvertrages anstehen, z. B. Mieter-
héhung, Anderung der Kiindigungsfrist
usw., fihrt der Betreuer die hierzu erfor-
derlichen Verhandlungen mit dem Ver-
mieter. Er ist auch Ansprechpartner des
Vermieters wenn dieser gegen den Be-
treuten wegen Pflichtvernachlassigung
vorgeht, etwa bei verspateter oder unter-
bliebener Mietzahlung, Larmbelastigung,
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Weitere Auf-
gaben des Be-
treuers

Betreuungs-
gerichtliche
Genehmigung

Vernachlassigung von Reinigungspflichten
etc.

Der Betreuer hat die Nebenkostenabrech-
nungen zu prifen und Mieterhdhungsver-
langen zu prifen und ggfs. entgegenzu-
treten.

Als Betreuer mit dem Aufgabenbereich
Wohnungsangelegenheiten haben Sie des
Weiteren folgende Aufgaben:

e Vertretung des Betreuten gegen-
uber Energieversorgern (Strom,
Wasser, Gas).

e Vertretung des Betreuten gegen-
Uber Dritten, deren Verhalten die
Wohnqualitat beeintrachtigt, z.B.
Larm durch Nachbarn o.a.

Zu einigen Rechtshandlungen in Vertre-
tung des Betreuten reicht nicht alleine die
durch Sie als Betreuer abgegebene Erkla-
rung, sondern sie bedirfen zur Rechts-
wirksamkeit zusatzlich der Genehmigung
des Betreuungsgerichts.
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Vorherige
Genehmigung

Nachtrdgliche
Genehmigung
der Ktindi-
gung nicht
moglich

Aufhebungs-
vertrag:

Genehmigungsbediirftig sind:

e Die Kiindigung des Mietvertrags tber
vom Betreuten genutzten Wohnraum
durch den Betreuer, und

e der Abschluss eines Mietaufhebungs-
vertrages mit dem Vermieter Uiber
solchen Wohnraum.

Kundigung:

Sie bedrfen zur Kiindigung des Mietver-
trags der vorherigen Genehmigung, und
zwar sowohl im Falle einer ordentlichen
als auch bei auBerordentlicher Kiindigung.
Bitte beachten Sie dabei, dass die Kiindi-
gung nur wirksam ist, wenn vorher die Ge-
nehmigung des Gerichts mit einem sog.
Rechtskraftvermerk erteilt und lhnen zu-
gegangen ist. Aus Griinden der Rechtssi-
cherheit wird dringend empfohlen, den
Genehmigungsbeschluss dem Kiindi-
gungsschreiben beizufiigen.

Eine ohne Genehmigung des Betreuungs-
gerichts erfolgte Kiindigung des Mietver-
trags durch den Betreuer ist nicht
wirksam, weshalb die Genehmigung einer
bereits ausgesprochenen Kiindigung nicht
nachtraglich erteilt werden kann.
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Keine Geneh-
migung erfor-
derlich

Riicksprache
mit dem Be-
treuungs-ge-
richt

Sofern das Mietverhaltnis statt durch Kiin-
digung durch einen mit dem Vermieter zu
schlieBenden Mietvertragsaufhebungsver-
trag beendet wird, kann die betreuungs-
gerichtliche Genehmigung auch nachtrag-
lich erteilt werden. In diesem Fall mlssen
Sie die erteilte und lhnen zugegangene
Genehmigung dem Vermieter mitteilen,
um die Wirksamkeit des Mietvertragsauf-
hebungsvertrages herbeizufihren.

Eine Genehmigung ist hingegen nicht er-
forderlich, wenn der Betreute selbst den
Mietvertrag kiindigt oder den Aufhe-
bungsvertrag schliet. Voraussetzung ist
in beiden Fallen allerdings, dass der Be-
treute geschaftsfahig ist.

Die ordnungsgemalBe Wahrnehmung der
Wohnungsangelegenheiten ist rechtlich
und tatsachlich oft sehr schwierig. Die
hierzu ergangene Rechtsprechung ist sehr
unubersichtlich und einem Laien ohnehin
in der Regel nicht vertraut. Oft ist auch
nicht auf Anhieb eindeutig klar, ob etwa
eine gerichtliche Genehmigung zu einer
Rechtshandlung nétig ist.
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Sie sollten daher grundsatzlich rechtzeitig
mit dem Betreuungsgericht Riicksprache
nehmen. Ansprechpartner ist hier in aller
Regel der Rechtspfleger des Betreuungs-
gerichts. Mit diesem kdnnen notwendige
MaBnahmen abgesprochen werden und
spatere Ruckfragen lassen sich weitestge-
hend vermeiden.

28



Sicherstellung der hauslichen Versorgung

Beschreibung Wenn das Gericht Ihnen den Aufgabenbe-

des Aufga-
benbereichs

reich Sicherstellung der hauslichen Ver-
sorgung Ubertragen hat, so wird davon
ausgegangen, dass der Betreute noch in
der Lage ist, in seiner Wohnung zu ver-
bleiben, dafiir jedoch die Unterstiitzung
ihn pflegender und versorgender Perso-
nen bendtigt. hre Aufgabe beinhaltet
nicht, dass Sie als gesetzlicher Betreuer
diese Pflege und Versorgungsleistungen
in eigener Person erbringen. Sie haben
lediglich durch geeignete MaBnahmen
dafiir zu sorgen, dass der Betreute zu
Hause ausreichend versorgt und gepflegt
wird. So ist es beispielsweise lhre Aufgabe,
einen ambulanten Pflegedienst zu beauf-
tragen und zu Uberwachen, Essen auf
Radern zu bestellen, den Antrag auf Leis-
tungen aus der Pflegeversicherung zu
stellen, eine Pflege- bzw. eine Reinigungs-
kraft einzustellen und zu Gberwachen und
alle sonstigen MaBnahmen zu treffen, die
zur Versorgung des Betreuten zu Hause
notwendig sind. Naturlich sind Sie auch
befugt, den Betreuten in seiner Wohnung
selbst zu pflegen und zu versorgen. Diese
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Sozialrechtli-
cher Hinwels

Betreuer
pflegt den Be-
treuten und
mochte Ent-
gelt fiir seine
Pflegeleistun-
gen erhalten

Nicht vom
Aufgabenbe-
reich umfasst

Aufgabe Ubernehmen Sie aber nicht als
gesetzlicher Betreuer, sondern aufgrund
einer verwandtschaftlichen oder freund-
schaftlichen Beziehung zum Betreuten.

Bei der Einstellung von Hilfskraften beach-
ten Sie bitte die Pflicht zur Anmeldung bei
den zustandigen Sozialkassen oder der
Minijob-Zentrale und ggfs. zur Abfliihrung
von Lohnsteuer.

Sollten Sie selbst als Betreuer den Betreu-
ten versorgen und pflegen und beabsich-
tigen, fir lhre Leistungen ein Entgelt vom
Betreuten zu fordern, so zeigen Sie dies
bitte zuvor dem Betreuungsgericht an.
Dieses wird einen weiteren Betreuer be-
stellen, der mit lhnen den entsprechenden
das Entgelt regelnden Pflegevertrag ab-
schlieBen wird.

Der Aufgabenbereich Sicherstellung der
hauslichen Versorgung berechtigt Sie
nicht zu folgenden Entscheidungen:

e Kiindigung der Mietwohnung (vgl.
Wohnungsangelegenheiten)
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e Umzug in eine Pflegeeinrichtung
(vgl. Aufenthaltsbestimmung u. a.)
e Umzug in eine andere Wohnung
(vgl. Wohnungsangelegenheiten,
Aufenthaltsbestimmung und
vermogensrechtliche Angelegenheiten)
¢ Verlegung in ein Krankenhaus
(vgl. Gesundheitsflirsorge)

Vertretung gegeniiber Behorden, Renten- und
sonstigen Leistungstrdagern

Beispiele fiir
Aufgaben des
Betreuers

Der Aufgabenbereich Vertretung gegen-
Uber Behorden, Renten- und sonstigen
Leistungstragern berechtigt Sie, die
Interessen des Betreuten gegenliber Leis-
tungstragern jeglicher Art wahrzunehmen.
Beispiele: Antrage auf Sozialhilfeleistun-
gen, auf Gewahrung von Pflegegeld, auf
Gewahrung oder Erhéhung von gesetzli-
chen, betrieblichen oder sonstigen Ren-
ten, auf Versorgungsleistungen jeglicher
Art, auf Ausstellung oder Verlangerung
eines Behinderten- oder Personalauswei-
ses, auf Ubernahme der ungedeckten
Heimkosten durch die zustandigen Trager
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Vorsicht:
Entgegen-
nahme finan-
zieller Leis-
tungen nicht
ohne weiteres
moglich

der Sozialhilfe, auf Gewahrung von Ar-
beitslosengeld etc. Sie sind ebenfalls be-
fugt, Anspriiche des Betreuten auf
Leistungen gegenliber privaten Renten-
versicherungen geltend zu machen.

Beachten Sie aber unbedingt, dass Sie zur
Entgegennahme der finanziellen Leistun-
gen nicht ohne Weiteres berechtigt sind.
Hierflr ist vielmehr Voraussetzung, dass
lhnen entweder auch der Aufgabenbe-
reich der vermogensrechtlichen Angele-
genheiten Ubertragen wurde oder dass
die Leistungen auf ein Konto des Betreu-
ten Uberwiesen werden, fiir welches Sie
eine Kontovollmacht besitzen.
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Vermogensrechtliche Angelegenheiten

Wie bereits erwahnt, hat die Bestellung
eines Betreuers keinen Einfluss auf die Ge-
schaftsfahigkeit der betreuten Person (vgl.
auch die Ausfiihrungen im Kapitel ,Ge-
schaftsfahigkeit des Betreuten und Einwil-
ligungsvorbehalt”, S. 38 ff). Ihre Rolle als
Betreuer in Bezug auf die vermdgens-
rechtlichen Angelegenheiten hangt ent-
scheidend davon ab, ob der Betreute ge-
schaftsfahig oder geschaftsunfahig ist.

Aufgaben des st der Betreute geschaftsfahig, so kann er

Betreuers bei  weiterhin Rechtsgeschafte tatigen. Er kann

geschdftsfdhi- weiterhin Gber sein Vermogen selbst be-

gen Betreuten stimmen und verfligen. Neben ihm sind
Sie zu diesen Handlungen befugt. Dies
macht eine enge Zusammenarbeit und
Abstimmung zwischen Ihnen und dem
Betreuten unerlasslich.

Tritt durch das Verhalten des Betreuten
eine erhebliche Gefahrdung seines Ver-
mogens oder seiner Gesundheit ein, oder
ist sein Lebensunterhalt durch das Verhal-
ten des Betreuten nicht (mehr) sicherge-
stellt, so sollten Sie die Anordnung eines
Einwilligungsvorbehaltes in Betracht
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Betreuungsge-
richt kontrol-
liert den Be-
treuer

Vermébgens-
verzeichnis

ziehen (vgl. dazu auch die Ausflihrungen
im Kapitel Geschaftsfahigkeit des Betreu-
ten und Einwilligungsvorbehalt).

Ist der Betreute geschaftsunfahig, so han-
deln Sie fiir den Betreuten allein unter Be-
achtung seines Wohls sowie seiner Wiin-
sche und Vorstellungen, soweit diese sei-
nem Wohl nicht zuwiderlaufen und lhnen
zuzumuten sind.

Samtliche Vermdgensgegenstande und -
werte werden von lhnen verwaltet. Die
einzelnen MaBnahmen und Rechtsge-
schafte sollten Sie vorher mit dem Betreu-
ten besprechen, soweit dies sinnvoll und
moglich ist.

Als Betreuer sind Sie befugt, Gber das ge-
samte Vermogen des Betreuten zu verfi-
gen. Zum Schutz des Vermogens des Be-
treuten unterliegen Sie deshalb gegen-
Uber dem Betreuungsgericht einer gewis-
sen Kontrolle.

Im Einzelnen:

Zu Beginn der Betreuung reichen Sie ein
Verzeichnis des Vermogens des Betreuten
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Rechnungsle-
gung

Verwaltung
des Geldes im
Namen des
Betreuten

Vermdgen des
Betreuten ist
mtuindelsicher
anzulegen

ein (vgl. die Ausfliihrungen im Kapitel Be-
richtspflichten gegenliber dem Betreu-
ungsgericht).

Einmal jahrlich sind Sie zur Rechnungsle-
gung gegenuber dem Betreuungsgericht
verpflichtet (vgl. im Einzelnen die Ausfiih-
rungen im Kapitel ,Berichtspflichten ge-
gentber dem Betreuungsgericht”).

Sie verwalten fiir den Betreuten samtliche
Vermogenswerte in dessen Namen.
Gelder des Betreuten dirfen daher nicht
unter dem Namen des Betreuers oder an-
derer Personen angelegt oder mit Geld
anderer Personen vermischt werden.

Bei der Verwaltung des Vermogens des
Betreuten sind vorrangig die zur Bestrei-
tung von Ausgaben ndtigen Gelder bereit
zu halten (Verfligungsmittel, zur Bereithal-
tung dient das Girokonto). Nicht zur
Deckung laufender Ausgaben nétige Be-
trage (Anlagemittel) sind verzinslich anzu-
legen. Die Anlageform muss grundsatzlich
mundelsicher sein. Erkundigen Sie sich
vorher bei der Bank nach der Miindelsi-
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Geldanlagen
sollen vom Be-
treuungsge-
richt geneh-
migt werden

Sperrverein-
barung

Kontovoll-
macht fiir
Dritte

cherheit und beim zustandigen Rechts-
pfleger des Betreuungsgerichts nach der
Genehmigungsfahigkeit.

Von dem Bankinstitut lassen Sie bitte in
den Kontounterlagen des Betreuten ver-
merken, dass Sie als Betreuer neben dem
geschaftsfahigen Betreuten verfligungs-
berechtigt sind.

Fir alle Geldanlagen vereinbaren Sie bitte
mit dem Bankinstitut, dass Verfligungen
nur mit Genehmigung des Betreuungsge-
richts erfolgen durfen. Diese Sperrverein-
barung mussen Sie dem Betreuungsge-
richt nachweisen.

Ist Dritten Kontovollmacht erteilt, kann
der Betreuer nach pflichtgemaBem Ermes-
sen Uber den Widerruf der Vollmacht ent-
scheiden. Dies gilt aber nur dann, wenn
lhnen der Wirkungskreis ,Widerruf von
Vollmachten” ausdriicklich zugewiesen
worden ist. Sofern dies nicht der Fall ist,
beantragen Sie eine Erweiterung ihres
Aufgabenkreises.
Der Betreuer kann Dritten Kontovollmacht
erteilen. Von dieser Mdglichkeit sollte
aber nur im Ausnahmefall Gebrauch ge-
macht werden, denn verantwortlich fur
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das Handeln des Bevollmachtigten ist der
Betreuer!

Gerichtliche

Genehmigung

bei Verftigung

liber eine Konkrete Auskiinfte erteilen Ihnen die
Forderung o- zustandigen Rechtspfleger: innen.
der ein ande-

res Recht, kraft

dessen der Be-

treute eine

Leistung ver-

langen kann,

sowie bei der

Verfiigung

liber ein Wert-

papler

Verwaltung  Jede Verfligung Uber ein Grundstiick oder

von Grundbe- (ber ein Recht an einem Grundstlick be-

sitz darf der betreuungsgerichtlichen Geneh-
migung:

Gerichtliche  Beispiele:
Genehmigung e VerduBerung eines Grundstlicks
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bei Grund- e entgeltlicher Erwerb eines

stiicksgeschdf- Grundstiickes

ten e Belastung eines Grundstuicks (Hypo-
thek, Grundschuld, Wohnrecht, NieB-
brauch, etc.

e Lbschung eines dinglichen Rechtes
des Betreuten (z.B. Verzicht auf ein
Wohn- oder NieBbrauchsrecht des
Betreuten).

Gerichtliche  Eine Genehmigung des Gerichts ist auch
Genehmigung notwendig

bei Vermie-
tung und Ver- e flr die Vermietung von bisher
pachtung selbst genutzten Wohnraum des

Betreuten.

e zu einem Pachtvertrag Uber ein
Landgut oder einen gewerblichen
Betrieb.

Sollten Sie eines der genannten Geschafte
fir den Betreuten abschlieBen wollen, so
besprechen Sie dies vorher ausfiihrlich mit
dem Betreuungsgericht, damit der Vor-
gang genau Uberdacht werden kann.
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Erbschaftsan-
gelegenheiten

Pflichtteil

Gerichtliche
Genehmigung
bei Erbfdillen

Ist der Betreute Erbe/Miterbe geworden,
muss der Betreuer den aktiven und
passiven Nachlass feststellen und in Besitz
nehmen. Er sollte bei Uberschuldung des
Nachlasses die Erbschaft in der hierfiir
vorgesehenen Frist von sechs Wochen
ausschlagen.

Ist der Betreute von der Erbschaft per
letztwilliger Verfligung ausgeschlossen
worden, muss der Betreuer eventuelle
Pflichtteilsanspriiche prifen und geltend
machen.

Sie mussen das Gericht von jedem Erbfall
unterrichten und die weitere Vorgehens-
weise besprechen.

Auch ist ein Nachlassverzeichnis einzu-
reichen.

Ist der Betreute nicht Erbe, aber pflicht-
teilsberechtigt, teilen Sie dies bitte auch
dem Gericht sofort mit.

Fir die Ausschlagung einer Erbschaft oder
eines Vermachtnisses, zum Verzicht auf
den Pflichtteil und zu einem Erbteilungs-
vertrag ist die betreuungsgerichtliche Ge-
nehmigung erforderlich.
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Weitere Ge-
nehmigungen
durch das Be-
treuungsge-
richt

Gerichtliche Genehmigungen sind aul3er-

dem notwendig flr weitere Rechtsge-

schafte. Deren wichtigsten sind:

e Erwerb und VerauBerung eines Ge-
schaftsbetriebs

e der Abschluss eines Vergleichs, wenn
der Wert des verglichenen Anspruchs
3.000,- Euro Ubersteigt und nicht einen
schriftlichen oder protokollierten ge-
richtlichen Vergleichsvorschlag ent-
spricht. Dies gilt selbst dann, wenn mit
der Interessenvertretung des Betreuten
ein Rechtsanwalt beauftragt ist

e Aufnahme eines Darlehens auf den
Kredit des Betreuten

e Ausstellung einer Inhaberschuldver-
schreibung, eines Wechsels und eines
Inhaberschecks

e Ubernahme einer fremden Verbindlich-
keit, insbesondere Ubernahme einer
Burgschaft

e Minderung oder Aufhebung einer fir
den Betreuten bestellten Sicherheit.

Das Gesetz sieht noch weitere Genehmi-
gungsbeddrfnisse vor, deren Behandlung

hier aber entfallen kann.
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Schenkungen

Postkontrolle

Grundsatz:

Der Betreuer
darf Post des
Betreuten nicht
Offnen.

Grundsatzlich sind Schenkungen durch
den Betreuer im Namen des Betreuten
verboten und nichtig. Ausgenommen sind
Schenkungen zu Geburtstagen,
Weihnachten in bisher Gblichem Rahmen.
In jedem Fall sollte vorher mit dem Be-
treuungsgericht Ricksprache genommen
werden.

Das vom Grundgesetz geschuitzte Post-
und Briefgeheimnis gilt grundsatzlich
auch zwischen Betreutem und Betreuer.
Die Bestellung zum Betreuer allein er-
machtigt Sie nicht automatisch, Post des
Betreuten zu 6ffnen.

Das Betreuungsgericht kann den Be-
treuer jedoch in bestimmten Fallen er-
machtigen, die an den Betreuten gerich-
tete Post anhalten zu lassen und zu
offnen.
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Der Betreute ist Denkbar sind in der Praxis folgende Falle:

mit dem Off-

nen seiner Post Der Betreute erklart sich damit

elnverstanden

An den Be-
treuer gerich-
tete Post

Postkontrolle
notwendig

einverstanden und ist zu dieser Entschei-
dung auch in der Lage, dass Sie als Be-
treuer ggfls. mit ihm zusammen seine
Post 6ffnen und lesen. (Die Anordnung
einer Postkontrolle ist in diesem Falle
nicht notwendig)

Die Post ist an Sie als Betreuer gerichtet,
da dem Absender des Schreibens lhre
Funktion als Betreuer bekannt ist. (Sie
dirfen als Betreuer diese Post 6ffnen, da
Sie selbst Adressat des Schreibens sind.
Deshalb empfiehlt es sich, die in Betracht
kommenden Behdrden und Institutionen
Uber lhre Betreuerbestellung zu informie-
ren.)

Der Betreute ist Adressat des Schreibens
und entweder nicht bereit oder nicht
mehr in der Lage, lhnen das Offnen und
Lesen des Schreibens rechtlich wirksam
Zu gestatten.

In diesem Fall diirfen Sie die Post des Be-
treuten nur 6ffnen, wenn das Gericht Sie
dazu ermachtigt hat. Sollte dies nicht der
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Fall sein, beantragen Sie bitte beim Be-
treuungsgericht die nachtragliche Ertei-
lung dieser Erméachtigung. Sie lautet:

.Der Betreuer wird ermdchtigt, die an
den Betroffenen gerichtete Post — mit
Ausnahme der Schreiben des Betreu-
ungsgerichts — anhalten zu lassen und

zu Offnen.”
Post des Be- Fur viele Blrger ist es nicht nachvoll-
treuungsge- ziehbar, dass sie als Betreuer die Post
richts an den des Betreuungsgerichts nicht 6ffnen

Betreuten darf  duirfen, insbesondere wenn die be-

nur dieser 6ff- treute Person aufgrund einer schweren

nen Erkrankung dazu nicht mehr in der
Lage ist. Dies ist aber juristisch konse-
quent, da die betreute Person nach
dem Betreuungsrecht unabhangig von
ihrer Geschaftsfahigkeit im Betreuungs-
recht als verfahrensfahig gilt. Also muss
ihr auch die Post zugehen. Wir
empfehlen in eindeutigen Fallen, der
betreuten Person zumindest die Mdg-
lichkeit zu geben, diese Post zur Kennt-
nis zu nehmen, und sie nach einiger
Zeit durch den ReiBwolf und
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anschlieBend als Altpapier zu entsor-
gen. Senden Sie uns diese Briefe bitte
nicht zurtck.

Da Sie als Betreuer die an die Betreuten
gerichtete Post ebenfalls erhalten, ist
die Beflirchtung, es kénnten wichtige
Informationen verloren gehen, unbe-
grindet.

Mitarbeiter von Wichtige Hinweise:

Einrichtungen
diirfen Post
nicht 6ffnen

Vorlage der Be-
stallungsur-
kunde beim zu-
stdndigen Post-
amt
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Mitarbeiter der Einrichtung, in der
sich der Betreute aufhalt, sind in
keinem Fall befugt, Post des Be-
treuten zu 6ffnen. Der Betreuer
kann jedoch die Einrichtung be-
auftragen, die Post ungedffnet an-
zuhalten und dem Betreuer auszu-
handigen.

Wenn lhnen durch das Betreu-
ungsgericht die Postkontrolle
Ubertragen wurde, kdnnen Sie
durch Vorlage der Bestallungsur-
kunde beim zustandigen Postamt
veranlassen, dass an den Betreu-
ten gerichtete Post unmittelbar an
Sie gesandt wird.



Geschiftsfahigkeit des Betreuten und Einwilli-
gungsvorbehalt

Vorbemerkung:

Nach altem  Nach dem bis zum 31.12.1991 geltenden

Recht: Vormundschaftsrecht waren entmiindigte

Entmiindigte  Personen automatisch geschaftsunfahig.

waren auto-  Sie konnten also keine Vertrage schlieen,

matisch ge-  kein Testament machen, nicht heiraten,

schéftsunfdhig kein Konto erdffnen und auch kein Geld
von ihrem Konto abheben.

Seit Seit dem 01.01.1992 ist an die Stelle der
01.01.1992:  Pflegschaft und der Vormundschaft die
Die Bestellung Betreuung getreten.
eines Betreuers Der entscheidende Unterschied:
hat keinen Die Bestellung eines Betreuers fiir eine
Einfluss auf die Person hat keinerlei Einfluss auf ihre Ge-
Geschdftsfa-  schaftsfahigkeit.
higkeit Es wird mit der Betreuerbestellung keine
Entscheidung Uber die Geschaftsfahigkeit
getroffen.
Dies wird besonders deutlich, wenn fur
eine Person ein Betreuer bestellt wird, die
lediglich korperlich behindert, z. B. blind
oder gehbehindert ist. Trotz der Betreuer-
bestellung bleibt diese Person geschafts-
fahig.
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Geschdftsfdahig Ob eine Person geschaftsfahig ist, ist aus
trotz Betreuer- medizinischer Sicht zu beurteilen.

bestellung

Zivilgerichte
entscheiden

lber die Ge-
schdftsfahig-
keit

Der geschaftsfahige Betreute kann trotz
der Betreuerbestellung wirksam Vertrage
abschlieBen, ein Konto er6ffnen oder auf-
|6sen, Geld abheben und beispielsweise
Gegenstande verschenken. Der Betreuer
hat keine rechtliche Moglichkeit, dies zu
verhindern.

Denkbar ist auch, dass eine Person zeit-
weise geschaftsfahig und zeitweise ge-
schaftsunfahig ist. Eine an einer Psychose
erkrankte Person beispielsweise ist ge-
schaftsunfahig, wenn und solange sie in-
folge der Psychose nicht in der Lage ist,
sinnvoll rechtsgeschaftliche Entscheidun-
gen zu treffen. Stabilisiert sich der psychi-
sche Zustand dieser Person hingegen wie-
der, so ist sie auch wieder geschaftsfahig.

Ob eine betreute Person (ggfs. zu einem
bestimmten Zeitpunkt) geschaftsfahig o-
der geschaftsunfahig ist/war, entscheiden
die zustandigen Zivilgerichte, falls im kon-
kreten Einzelfall Gber die Wirksamkeit ei-
nes Rechtsgeschaftes an Hand der Ge-
schaftsfahigkeit zu urteilen ist.
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Der Betreute
schddigt sich
durch sein
Verhalten

Beispiel:

Der Einwilligungsvorbehalt:

Da der geschaftsfahige Betreute trotz Be-
stellung eines Betreuers wirksam Vertrage
schlieBen, ein Konto eréffnen, Geld abhe-
ben und ausgeben kann, hat der Betreuer
keine Mdglichkeit, dies zu verhindern.
Besteht aber die Gefahr, dass sich der Be-
treute durch sein geschaftliches Verhalten
schweren Nachteil zufiigt, so kann das Be-
treuungsgericht den Betreuer ermachti-
gen, dies durch geeignete MaBnahmen zu
verhindern.

Eine alkoholkranke Person ,vertrinkt” in-
nerhalb der ersten Tage eines Monats ihr
gesamtes Monatseinkommen und kann
deshalb Miete, Strom und andere lau-
fende Kosten nicht mehr bestreiten. Inner-
halb kurzer Zeit wird sich diese Person er-
heblich verschulden, die Wohnung verlie-
ren und andere schwere Nachteile erlei-
den. Der Betreuer ist nicht befugt, dem
Betreuten den Zugriff auf das Konto zu
verwehren.

47



Bedeutung des Das Betreuungsgericht kann jedoch fir
Einwilligungs- einzelne Aufgabenbereiche einen Einwilli-
vorbehaltes:  gungsvorbehalt anordnen.
Vertrdge be-
dlirfen der Zu- Folge: Der Betreute kann in diesen Aufga-
stimmung des benbereichen keine Entscheidungen und
Betreuers, Be- MaBnahmen ohne Zustimmung des Be-
treuer kann  treuers treffen. Ist beispielsweise ein Ein-
das Konto des willigungsvorbehalt fir finanzielle Angele-
Betreuten genheiten angeordnet worden, so ist der
sperren lassen Betreute insoweit praktisch ,partiell ent-
mundigt”, Vertrage ohne Zustimmung des
Betreuers sind nicht wirksam, Geld vom
Konto kann der Betreute nur abheben,
wenn der Betreuer einverstanden ist.

In seltenen Ausnahmefallen lasst sich nur
durch die Anordnung eines Einwilligungs-
vorbehaltes der Zweck der Bestellung ei-

nes Betreuers erreichen.

Der in der Praxis selten vorkommende
Einwilligungsvorbehalt wird vom Gericht
nur angeordnet, wenn die konkrete Ge-
fahr besteht, dass der Betreute sich an-
sonsten erheblichen Schaden zufligt und
diese Gefahr nicht durch andere geeig-
nete MaBnahmen abgewendet werden
kann.
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Sollten Sie der Ansicht sein, dass sich die
von lhnen betreute Person durch ihr Ver-
halten schweren Schaden zufligen kdnnte,
und sehen Sie sich nicht in der Lage, die-
ses Verhalten durch andere MalBnahmen
zu verhindern, so wenden Sie sich bitte an
das zustandige Betreuungsgericht.
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Berichtspflichten gegeniiber dem Betreuungsge-

richt

Vermébgens-
verzeichnis

Anlagen

Sie als Betreuer mit dem Aufgabenbereich
.~vermogensrechtliche Angelegenheiten”
haben das Betreutenvermdgen zu ver-
zeichnen, das Sie bei der Anordnung der
Betreuung vorgefunden haben. Das Ge-
richt Ubersendet Ihnen zu diesem Zweck
einen Vordruck. In diesem Verzeichnis
sind alle Vermdgenswerte und Einkinfte,
Verbindlichkeiten (z.B. Darlehensschulden,
Unterhaltsverpflichtungen, Mietriick-
stande etc.) genau aufzufiihren.

Beim Ausfillen sollte der Betreuer auf die
Mithilfe des Betreuten, von Vertrauens-
personen, Familienangehdrigen des Be-
treuten, Sachbearbeiter des kontofiihren-
den Geldinstituts zuriickgreifen. Beratung
erfahren Sie vom Rechtspfleger beim Ver-
pflichtungsgesprach oder bei Abgabe des
Verzeichnisses. Das Verzeichnis sollte
moglichst vier bis acht Wochen nach Be-
stellung erstellt sein.

Dem Vermogensverzeichnis mussen Be-
lege grundsatzlich nicht beigefligt wer-
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Grundlage fiir
spdtere Arbei-
ten des Be-
treuers

Jahrliche Be-
richterstat-
tung auf amt-
lichem Vor-
druck

Beratungs-
und Aufsichts-
pflicht des Be-
treuungsge-
richts

den. Es ist jedoch zweckmaBig, Ablichtun-
gen des letzten Girokontoauszugs, von
Sparbiichern und Depotausziigen beizufii-
gen.

Das Vermogensverzeichnis ist Grundlage
der ersten Rechnungslegung; an Hand
seiner Zahlen werden auch eventuelle Ge-
richtsgeblhren berechnet.

An Hand des Verzeichnisses kann bereits
im Verpflichtungsgesprach besprochen
werden, ob und welche MaBnahmen
seitens des Betreuers vorrangig zu
ergreifen sind.

Weiterhin sind Sie als Betreuer verpflich-
tet, alljahrlich, Gber die personlichen und
wirtschaftlichen Verhaltnisse des Betreu-
ten zu berichten.

Unabhangig davon sollten Sie das Gericht
informieren, wenn Probleme im Zusam-
menhang mit der Filhrung der Betreuung
vorliegen. Das Gericht hat gegeniiber dem
Betreuer eine Beratungs-, aber auch eine
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Rechnungs-
legung

Aufsichtspflicht. Er muss daher grundsatz-
lich auf Anforderung auch in kiirzeren Ab-
standen Auskunft Uber die Betreuungs-
fihrung geben.

Grundsatzlich sollten Sie sich nicht
scheuen, auf den Rat und die Hilfe des Be-
treuungsgerichts oder der Betreuungsstel-
len bei Stadt und Kreis zurlickzugreifen,
bevor Sie anwaltliche Hilfe in Anspruch
nehmen.

Im Rahmen der ,vermdgensrechtliche An-
gelegenheiten” sind Sie zur jahrlichen
Rechnungslegung gegeniiber dem Gericht
verpflichtet. Unter Rechnungslegung ver-
steht das Gesetz eine geordnete Zusam-
menstellung der Einnahmen und Ausga-
ben. Alle Zahlungsein- und -ausgange
mussen enthalten sein und prazise be-
schrieben werden. Bezeichnungen, aus
denen die Art der Verwendung nicht er-
sichtlich ist, z.B. ,Uberweisung”, sind nicht
aussagekraftig; benutzen Sie bitte prazise
Begriffe wie ,Rente”, ,Zinsen”, ,Miete”,
,Stadtwerke”, ,Darlehensrate” etc.

Die dazu gehdrenden Belege sind beizu-
fugen.
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Befreiung von
der Pflicht zur
Rechnungs-
legung

Umfang der
Rechnungsle-

gung

Zahlungsbelege, also Kontoauszlige,
Rechnungen, Barquittungen u. a., missen
Sie also sammeln und aufbewahren.

Von der Rechnungslegung sind Sie_fur die
Dauer der Betreuung befreit, wenn Sie
Ehegatte, Abkdmmling oder ein Elternteil
des Betreuten sind. In diesen Fallen
missen Sie allerdings jahrlich eine Uber-
sicht Gber den Bestand des ihrer Verwal-
tung unterliegenden Vermdgens
einreichen.

Werden Sie als Betreuer entpflichtet oder
endet die Betreuung, lebt die Rechnungs-
legungspflicht fiir die Gesamtdauer der
Betreuung auf.

Die Rechnungslegung umfasst nur die von
dem Betreuer verwalteten Vermdgens-
werte. Es bedarf keines Verwendungs-
nachweises fir einen dem Betreuten zur
personlichen Verfligung Uberlassenen
Barbetrags oder fiir das vom Heim verwal-
tete Taschengeld. Soweit der Betreute
dazu in der Lage ist, sollten Sie sich tber
die an ihn erfolgte Auszahlung von Barbe-
tragen eine Quittung erteilen lassen. Die
bestimmungsgemale Verwendung des
von einem Heim oder einer Einrichtung
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Form der
Rechnungsle-

gung

verwalteten Taschengeldes haben Sie zu
Uberwachen. Auch ein dem Betreuten
oder einem Familienangehdérigen zur aus-
schlieBlichen Verfligung Uberlassenes
Konto ist nicht in der Abrechnung zu er-
fassen.

Sie sollten moglichst keine Barkasse
fuhren, sondern alle Einnahmen und Aus-
gaben Uber ein Girokonto bargeldlos ab-
wickeln.

In der Praxis hat sich die getrennte Ab-
rechnung samtlicher Betreutenkonten be-
wahrt. Diese Art der Rechnungslegung ist
auch fir Computer geeignet. Ferner ist auf
die Belege (Kontoausziige, Uberweisungs-
trager, Quittungen) Bezug zu nehmen. Die
Belege sind fortlaufend nummeriert je
Konto als Anlage der Rechnungslegung
beizufiigen. Umbuchungen, z.B. vom
Spar- zum Girokonto, sind grundsatzlich
keine Einnahmen des einen oder Ausga-
ben des anderen Kontos. Es dient aber der
groBeren Transparenz, sie in die Abrech-
nung aufzunehmen und sowohl bei den
Einnahmen als auch bei den Ausgaben
der betreffenden Konten zu verzeichnen.
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Belege

Der Gesetzgeber fordert die Vorlage von
Belegen ,soweit diese erteilt zu werden
pflegen”.

Neben den Kontobelegen sind demnach
auch die lhnen erteilten Rechnungen vor-
zulegen. Bei standig wiederkehrenden
Einnahmen und Ausgaben (z. B. Renten,
Mietzahlungen), genligt die einmalige
Vorlage der entsprechenden Unterlagen.
Bei Kleinausgaben des taglichen Lebens
ist es zweckmaBig, die Belege hierflir mo-
natlich zu sammeln, zu heften, die Summe
der Ausgaben zu ermitteln und nur die
Gesamtsumme in der Ausgabenspalte der
Abrechnung einzusetzen.

Bei der Rechnungslegung gehen Sie von
der ersten Seite des Formulars aus.
In der Rubrik ,Abrechnung” tragen Sie
den Anfangsbestand ein. Dieser ist aus
dem zu Beginn der Betreuung aufgestell-
ten Vermdgensverzeichnis ersichtlich; bei
spateren Rechnungslegungen stellt der
Endbestand der vorhergehenden Rech-
nungslegung den Anfangsbestand der
neuen Rechnungslegung dar. Ermitteln
Sie die Summen der Einnahmen und der
Ausgaben und Ubertragen Sie diese in der
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Priifung der
Rechnungsle-
gung in rech-
nerischer und
sachlicher
Hinsicht

Rubrik ,Abrechnung”. Sodann tragen Sie
in der Rubrik ,Erlauterung des Bestandes
am Ende des Rechnungslegungszeitrau-
mes” die Endbestande an Bargeld, Konten,
Sparkonten ein. Die Summe dieser Endbe-
stande (,Istbestand”) muss mit dem aus
der Rubrik ,Abrechnung” unter ersichtli-
chen Endbestand (,Sollbestand”) identisch
sein, ansonsten ein Fehler vorliegt.

Sie sollten moglichst schon beim Ver-
pflichtungsgesprach Form und Umfang
der Rechnungslegung mit dem Rechts-
pfleger abstimmen.

Der zustéandige Rechtspfleger prift lhre
Rechnungslegung umfassend. Zur Pri-
fung der rechnerischen Richtigkeit zahlen
die Summenkontrolle, die Ubereinstim-
mung mit den Kontoausziigen und die
Belegkontrolle. Die sachliche Priifung um-
fasst z. B., ob gerichtliche Genehmigungen
eingeholt worden sind, ob Einnahmen und
Ausgaben und das Gesamtvermogen voll-
standig angegeben sind und ob gesetzli-
che und vertragliche Anspriiche des Be-
treuten geltend gemacht worden sind.
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Priifungsbe-
richt

Der Rechtspfleger stellt in seinem Pri-
fungsbericht fest, ob die Abrechnung in
Ordnung war oder welche Beanstandun-
gen erhoben werden. Der Prifungsbericht
wird Ihnen schriftlich zur Kenntnis ge-
bracht.

Kommt ein Betreuer seiner Pflicht zur
Rechnungslegung nicht nach, so kann das
Betreuungsgericht durch Androhung und
Festsetzung von Zwangsgeld den Betreuer
zu einer entsprechenden Tatigkeit anhal-
ten. Auch stellt die Untatigkeit des Betreu-
ers auf diesem Gebiet einen wichtigen
Grund flr seine Entlassung dar.

Aufwendungsersatz fiir ehrenamtliche Betreuer

Aufwen-
dungspau-
schale

Als ehrenamtlich tatiger Betreuer haben
Sie keinen Anspruch auf Vergitung fir die
von lhnen geleistete Tatigkeit (s. hierzu
weiter unten).

Sie haben allerdings Anspruch auf Ersatz
der Aufwendungen, die lhnen anlasslich
der Fiihrung der Betreuung entstanden
sind. Wahlweise kénnen Sie entweder die
Aufwendungspauschale von zurzeit
425,00 Euro oder |hre tatsachlich entstan-
denen Aufwendungen geltend machen.
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Erstattungs-
fahige Auf-
wendungen

Falls glinsti-
ger:
Tatsdchliche
Aufwendun-
gen abrech-
nen

Erstattungsfahige Aufwendungen sind:

Fahrtkosten mit 6ffentlichen Verkehrs-
mitteln

Fahrtkosten mit Pkw 0,35 €/km

Parkgebuhren

Fotokopierkosten 0,15 €/Kopie

Telefonauslagen in tatsachlicher Hohe

Portoauslagen in tatsachlicher Hohe

e Kosten einer angemessenen

Vermogenshaftpflichtversicherung

Es macht nur dann Sinn, die tatsachlichen
Aufwendungen geltend zu machen, wenn
deren Gesamtsumme 425,00 € Ubersteigt.
Beispiel:

Hat der Betreuer nur Fahrtkosten mit dem
eigenen Pkw abzurechnen, so ist die Gel-
tendmachung der Aufwendungspauschale
bis zu einer Jahreskilometerleistung von
1215 Kilometer ratsam

(1215 x 0,35 € = 425 €).

Werden die tatsachlich entstandenen
Aufwendungen geltend gemacht, sind
diese durch eine Auflistung mit kurzer An-
lassbegriindung und des Datums des Ent-
stehens plausibel glaubhaft zu machen.
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Staatskasse
zahlt bei Mit-
tellosigkeit
auf Antrag

Ist der Betreute im Sinne des Gesetzes
mittellos, erstattet das Gericht auf An-
trag die Auslagen (tatsachlicher Art oder
in Form der Auslagen (tatsachlicher Art
oder in Form der Aufwendungspau-
schale).

Ob der Betreute mittellos ist, kdnnen Sie
beim zustandigen Rechtspfleger des Be-
treuungsgerichts erfahren. Das richtet
sich nach dem einzusetzenden Vermao-
gen und dem Einkommen des Betreuten.

Ist der Betreute nicht mittellos und ist
lhnen der Aufgabenbereich ,vermégens-
rechtliche Angelegenheiten” tibertragen,
so sind Sie berechtigt, die Aufwendungs-
pauschale bzw. die tatsachlichen Auf-
wendungen ohne Beschluss des Gerichts
aus dem Vermdgen zu entnehmen. Zum
Zwecke der Rechnungslegung fertigen
Sie dabei einen sogenannten Eigenbeleg.

Ist lhnen der Aufgabenbereich ,vermo-
gensrechtliche Angelegenheiten” nicht
Ubertragen, konnen Sie bei Gericht die
Festsetzung lhrer Auslagen beantragen.
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Entstehen,
Falligkeit und
Verfall des Er-
stattungsan-
spruches

Auch wenn Sie ein naher Verwandter des
Betreuten sind, steht Ihnen Aufwen-
dungsersatz zu.

Sind beispielsweise Eltern zu gemeinsa-
men Betreuern ihres Kindes bestellt, so
hat jeder von ihnen einen Anspruch auf
die Aufwendungspauschale.

Der Anspruch auf Erstattung der tatsach-
lichen Aufwendungen entsteht mit dem
Entstehen der Aufwendung und kann je-
derzeit geltend gemacht werden.

Er verfallt nach Ablauf von 15 Monaten.

Der Anspruch auf Zahlung der Aufwen-
dungspauschale ist jahrlich nachtraglich
fallig, erstmals ein Jahr nach der Bestel-
lung als Betreuer.

Er verfallt mit Ablauf des 31.3. des der
Falligkeit folgenden Kalenderjahres.

Endet die Betreuung vor Ablauf eines
Betreuungsjahres, z.B. durch Aufhebung
oder Tod des Betreuten, kann die Auf-
wendungspauschale sofort, allerdings
nur anteilig in Anspruch genommen
werden. Der Anspruch erlischt mit Ablauf
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Wichtiger
Hinweis

Steuerlicher
Hinweis

des 31.03. des dem Ende der Betreuung
folgenden Kalenderjahres.

Stellen Sie den Erstattungsantrag frih-
zeitig nach Ablauf eines jeden Betreu-
ungsjahres. Es besteht ansonsten die Ge-
fahr, dass der Anspruch erlischt.

Sofern Sie den Auslagenersatz in Form der
Aufwendungspauschale geltend machen,
ist diese unter Berlcksichtigung von Frei-
betragen steuerpflichtig. Sie fallt unter die
sogenannte Ubungsleiterpauschale von
zurzeit 3.000 € jahrlich (Stand 2023).
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Das Wahlrecht des Betreuten

Das alte Vor-
mundschafts-
recht

Der Betreute
kann in der
Regel
wdhlen

Was soll mit
der Wahlbe-
nachrichti-

gung

Nach dem alten Vormundschaftsrecht (in
Kraft bis zum 31.12.1991) waren entmdiin-
digte Personen automatisch von dem
Recht ausgeschlossen, an politischen
Wahlen jeglicher Art teilzunehmen oder
selbst gewahlt zu werden. Nach dem seit
01.01.1992 geltenden Betreuungsrecht gilt
dies nur, wenn ein Betreuer fur ,alle Ange-
legenheiten” bestellt wurde. Auf der Be-
stellungsurkunde und im Beschluss zur
Betreuerbestellung muss also ausdriicklich
.alle Angelegenheiten” vermerkt sein. Die
Betreuungsgerichte Duren und Julich be-
stellen grundsatzlich keine Betreuer flr
.alle Angelegenheiten”.

Die Folge ist, dass praktisch niemand vom
Wahlrecht ausgeschlossen ist und auch
vollig verwirrte oder geistig schwer behin-
derte Personen von der zustandigen
Behorde eine Wahlbenachrichtigung er-
halten.

Damit stellt sich flir die Betreuer und die
Einrichtungen, in denen diese Personen
leben, das Problem, wie sie mit der Wahl-
benachrichtigung verfahren sollen, um
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geschehen den Anschein von Missbrauch zu vermei-
den. Ist der Betreute aufgrund seiner in-
tellektuellen Fahigkeiten in der Lage, das
Wahlrecht sinnvoll auszuliben, so ist ihm
die Wahlbenachrichtigung auszuhandi-
gen.

Bei dem formalen Ablauf der Wahl (ggfls.
Briefwahl) kann sich der Betreute durch
eine Person seines Vertrauens helfen las-
sen. Ist der Betreute nicht in der Lage, das
Wahlrecht auszuiben, so ist die Wahlbe-
nachrichtigung sicher zu verwahren, um
Missbrauch zu verhindern.

Entscheidung Die Mitarbeiter der Einrichtung und der
schriftlich nie- Betreuer sollten gemeinsam entscheiden,
derlegen, ob der Betreute in der Lage ist, von sei-
Wahlbenach- nem Wahlrecht Gebrauch zu machen oder
richtigung nicht. Es empfiehlt sich, die Entscheidung
sicher ver- und die maBgeblichen Griinde schriftlich
wahren niederzulegen und von den Entschei-
dungstragern unterschreiben zu lassen.

Im Zweifel holen Sie bitte eine Auskunft
des zustandigen Betreuungsgerichts ein.
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Adressenliste

Betreuungsgerichte

Betreuungsgericht Diren

- Abteilung - 70 -

August-Klotz-StraBBe 14

52349 Diren Tel.: 02421/4930

Betreuungsgericht Jilich

- Abteilung 6 -

Wilhelmstrasse 15

52428 Jilich Tel.: 02461/6810
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Betreuungsbehorden

Betreuungsbehorde Stadt Diiren
Wilhelmstr. 34/City-Karree

52349 Diren Tel.: 02421/250

Frau Bosing Tel.: 02421-25-2155
E-Mail: T.Boesing@dueren.de
Frau Kipp Tel.: 02421/25-1319
E-Mail: J.Kipp@dueren.de
Frau Klinter Tel.:02421-25-2171
E-Mail: N.Kluenter@dueren.de

Frau Steffens-Overhoff Tel.: 02421/25-1314
E-Mail: U.Steffens-Overhoff@dueren.de

Geschaftsstelle/Beratung in Vorsorge-
angelegenheiten

Frau Perz Tel.: 02421/252102
E-Mail: A.Perz@dueren.de
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Betreuungsbehorde Kreis Diiren

Kreishaus

Bismarckstr. 16

52351 Diren Tel.: 02421/220

E-Mail: betreuungsstelle@kreis-dueren.de
Kreishaus

Bismarckstr. 16 Tel. 02421 1052901
52351 Diren Fax: 02421 22 180519

Frau Holtmann-Ritsch Tel. 02421/22-1052312
(Kreuzau, VettweiB)

Frau Henschenmacher Tel.: 02421/22-1052311
(Aldenhoven, Linnich, Inden,)

Frau Robertz Tel.: 02421/22-1052314
(Niederzier, Merzenich City, Titz)

Herr Schnee Tel.: 02421/22-1052315
(Merzenich Umland (Girbelsrath, Golzheim,
Morschenich), Norvenich, Langerwehe)

Frau Engel Tel.: 02421/22-1052310
(Heimbach, Hurtgenwald, Nideggen)

Herr Kornblum-Becker Tel.: 02421/22-1052313
(Julich)
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Notizen:
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Notizen:
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Diese Orientierungshilfe wurde mit Sorgfalt nach
derzeitiger Praxis und Auslegung der gesetzli-
chen Bestimmungen, durch die zustindigen
Richter, Rechtspfleger, Mitarbeiter der Betreu-
ungsstellen und der Betreuungsvereine Diiren
und Jiilich und den iibrigen Mitgliedern der Be-
treuungsarbeitsgemeinschaft zusammengefasst.

Der Inhalt ist nach bestem Wissen und Kenntnis-
stand erstellt worden. Haftung und Gewahr sind
ausgeschlossen.

Die vorliegende Broschiire richtet sich in erster
Linie an den ehrenamtlichen Betreuer, soll
jedoch auch eine Hilfe fiir alle Betreuer,
Angehorigen und andere Interessierte darstellen.

Herausgeber:
Arbeitsgemeinschaft flr Betreuungsangelegenheiten bei den

Betreuungsstellen der Stadt und des Kreises Diiren B Redak-
tion, Satz, Layout und Druck: Stadt Diren, Stand: 06/2023

69



	Eine
	Orientierungshilfe
	Einführung
	Hinweis
	Entscheidung über die geschlossene
	Unterbringung
	Entscheidung über freiheitseinschränkende
	Maßnahmen
	Wohnungsangelegenheiten
	Vermieter
	Sicherstellung der häuslichen Versorgung
	Vertretung gegenüber Behörden, Renten- und sonstigen Leistungsträgern
	Vermögensrechtliche Angelegenheiten
	Postkontrolle
	Geschäftsfähigkeit des Betreuten und Einwilligungsvorbehalt
	Berichtspflichten gegenüber dem Betreuungsgericht
	Aufwendungsersatz für ehrenamtliche Betreuer
	Das Wahlrecht des Betreuten
	Adressenliste
	Betreuungsgerichte
	Betreuungsgericht Düren
	Betreuungsbehörden

	Betreuungsbehörde Stadt Düren




